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Antrag auf Gewährung einer Auszahlung für die bessere 
Absicherung der Schaf- und Ziegenbeweidung gegen Gefährdungen 

durch große Beutegreifer – Zuwendungs-/Auszahlungsantrag 1

- Variante PLUS -

Unternehmensident Personenident

0 6 0 0 00 6 9 9 9

	 Ich/Wir	beantrage(n)	die	Teilnahme	an	der	Maßnahme	„Sichere	Schaf-	und	Ziegenbeweidung“	und	die	Auszahlung	für	alle	
im	Flächen-	und	Nutzungsnachweis	2019	angegebenen	hessischen	Dauergrünlandflächen	(Nutzungscodes:	057,	444,	459,	 
480,	490,	492,	584,	972),	ausgenommen	die	u.g.	Flächen.	

	 Ich/Wir	bewirtschafte(n)	Dauergrünlandflächen,	die	aus	naturschutzfachlichen	oder	anderen	Gründen	nicht	beweidet	werden	
sollen	bzw.	dürfen	oder	die	aus	betrieblichen	Gründen	in	diesem	Jahr	voraussichtlich	nicht	beweidet	werden.	Dabei	handelt	
es	sich	um	folgende	Schläge	in	meinem	Flächen-	und	Nutzungsnachweis	2019:	

 ________________________________________________________________________________________________

 ________________________________________________________________________________________________

 ________________________________________________________________________________________________

 ________________________________________________________________________________________________
	 Die	Erklärung	zum	Antrag	auf	Gewährung	der	De-Minimis-Beihilfe	„Bessere	Absicherung	der	Schaf-	und	Ziegenbeweidung

gegen	Gefährdungen	durch	große	Beutegreifer“	habe	ich	beigefügt.

Mir	 ist	 bekannt,	 dass	eine	Förderung	nur	 erfolgen	 kann,	wenn	ein	Mindesttierbesatz	an	Schafen/Ziegen	 von	0,3	RGV/ha	
Dauergrünland	nachgewiesen	wird.	Die	Anzahl	der	von	mir/uns	gehaltenen	Schafe/Ziegen	habe	ich/haben	wir	im	Gemeinsamen	
Antrag	2019	angegeben.

Hinweise für den Antragsteller

1. Eine	Auszahlung	erfolgt	nur	dann,	wenn	der	errechnete	Auszahlungsbetrag	mindestens	93,00	€	beträgt.	Der	Prämiensatz
liegt	bei	31,00	€/ha.

2. Eine	Auszahlung	erfolgt	über	die	De-Minimis-Regelung	der	EU	und	ist	daher	auf	einen	Höchstbetrag	von	15.000	€	für	alle
De-Minimis-Beihilfen	des	aktuellen	und	der	beiden	vorangegangenen	Jahre	(2017,	2018)	begrenzt.

3. Verpflichtungen	zur	Fördermaßnahme	„Sichere	Schaf-	und	Ziegenbeweidung“	sind	dem	beigefügten	Maßnahmenblatt	zu
entnehmen.

4. Werden	künstlich	Voraussetzungen	geschaffen,	um	einen	den	Zielen	der	betreffenden	Zuwendungsregelung	zuwiderlau- 	
fenden	Vorteil	zu	erwirken,	dann	erfolgt	keine	Zahlung.

5. Der	Antrag	kann	nur	bearbeitet	werden,	wenn	die	Angaben	vollständig	sind	und	eine	rechtzeitige	Einreichung	bei	der	zu- 	
ständigen	Bewilligungsstelle	erfolgt.

6. Alle	Unterlagen,	Aufzeichnungen,	Belege,	Bücher	oder	Karten	sind	für	die	Dauer	von	zehn	Jahren	ab	der	Antragstellung
aufzubewahren.

7. Sofern	bis	zum	Ende	des	Verpflichtungszeitraums	(siehe	Ziffer	5	der	Anlage)	Änderungen	eintreten,	die	die	vorliegenden
Antragsangaben	betreffen,	dann	sind	diese	umgehend	der	zuständigen	Bewilligungsstelle	schriftlich	mitzuteilen.

Name,	Vorname:	 _________________________________________
Straße,	Hausnr.:	 _________________________________________
PLZ,	Wohnort:	 _________________________________________
E-Mail :	 _________________________________________

1	 Auf	der	Grundlage	des	HALM	H.2-Verfahrens	(HALM-Richtlinien	vom	28.11.2017),	soweit	in	diesem	Antrag	nicht	anders	geregelt,
in	Verbindung	mit	den	Vorgaben	der	De	minimis-Regelung	(Verordnung	(EU)	Nr.	1408/2013	der	Kommission	vom	18.	Dezember	2013)

Posteingangsdatum:

Frist: 31.07.2019
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Erklärungen

Ich/Wir bestätige(n), dass die vorstehenden „Hinweise für den Antragsteller“ sowie die Inhalte des beigefügten Maßnahmen-
blattes beachtet werden.

Ich/Wir bestätigen, dass die von mir/uns gemachten Angaben richtig und vollständig sind.

Ich/Wir versichere(n), dass in den letzten 5 Jahren gegen mich (Antragsteller bzw. nach Satzung oder Gesetz Vertretungsbe-
rechtigter) keine Geldbuße von wenigstens 2500 Euro nach § 404 Absatz 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch 
rechtskräftig verhängt wurde oder ich (Antragsteller bzw. nach Satzung oder Gesetz Vertretungsberechtigter) nach den §§ 10, 
10a oder 11 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes zu keiner Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten oder einer Geld-
strafe von mehr als 90 Tagessätzen rechtskräftig verurteilt wurde.

Mir/Uns ist bekannt, dass  alle Angaben – einschließlich derer des Flächen- und des Nutzungsnachweises sowie aller weiteren 
Anlagen – subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Gesetzes 
gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz) vom 29. Juli 1976 (BGBl. I, S. 2037) sind, 
• die	zuständige	Bewilligungsstelle	verpflichtet	ist,	Tatsachen,	die	den	Verdacht	eines	Subventionsbetruges	begründen,	der

Strafverfolgungsbehörde mitzuteilen,
• den	Landesstellen	oder	vom	Land	beauftragten	Stellen,	der	Bundesanstalt	für	Landwirtschaft	und	Ernährung	und	der	Bun-

desfinanzverwaltung	im	Rahmen	ihrer	Zuständigkeiten	nach	den	geltenden	Rechtsgrundlagen	sowie	den	Prüfungsorganen
der	Europäischen	Gemeinschaft,	des	Bundes	und	der	Länder	im	Rahmen	ihrer	Befugnisse	das	Betreten	der	Geschäfts-,
Betriebs-	und	Lagerräume	sowie	der	Betriebsflächen	während	der	Geschäfts-	und	Betriebszeiten	 zu	gestatten	 ist,	 auf
Verlangen die in Betracht kommenden Bücher, Aufzeichnungen, Belege, Schriftstücke, Datenträger, Karten und sonstige
Unterlagen zur Einsicht zur Verfügung zu stellen sind, Auskunft zu erteilen und die erforderliche Unterstützung zu gewähren
ist,

• die	Ansprüche	aus	dieser	Antragstellung	erlöschen,	wenn	ich/wir	einem	nach	den	rechtlichen	Vorgaben	berechtigten	Prüf-
organ die Prüfung verweigere/verweigern,

• von	der	zuständigen	Landesstelle	alle	Unterlagen,	die	zur	Beurteilung	der	Antragsberechtigung,	der	Antragsvoraussetzungen
sowie der Höhe der Beihilfezahlungen erforderlich sind, auch rückwirkend angefordert werden können,

• die	zuständige	Bewilligungsstelle	entsprechend	den	Beihilfevorschriften	Auflagen	auch	nachträglich	erteilen	kann,
• gemäß	§	4	(4)	S.	2	des	Hessischen	Verwaltungskostengesetzes	(HVwKostG)	bei	Rücknahme	oder	Widerruf	eines	Zuwen-

dungsbescheides aus Gründen, die der Kostenschuldner zu vertreten hat, Gebühren oder Auslagen in Höhe von bis zu
1500,– Euro fällig werden.
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Datenschutzhinweise der Abteilung Landwirtschaftsförderung 
für Antragsteller von  

landes-, bundes- und EU-finanzierten Fördermaßnahmen 
- gültig ab 25.05.2018 -

Mit den folgenden Informationen geben wir Ihnen einen kurzen Überblick über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
im	Rahmen	Ihrer	Antragstellung	und	Ihre	Rechte	nach	der	EU-Datenschutzgrundverordnung	(EU-DSGVO).	Welche	Daten	im	
Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach der beantragten Förderung oder den 
beantragten	bzw.	vereinbarten	Dienstleistungen.	Daher	werden	nicht	alle	Teile	dieser	Informationen	auf	Sie	zutreffen.

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden?

a. Verantwortlicher Datenverarbeiter ist die
Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
– rechtlich	unselbstständige	Anstalt	in	der	Landesbank	Hessen-Thüringen	Girozentrale	–
Geschäftsleitung
Neue Mainzer Straße 52- 58
60311 Frankfurt am Main
E-Mail: datenschutz-zahlstelle@wibank.de

b. Sie erreichen unsere betriebliche Datenschutzbeauftragte unter
Landesbank	Hessen-Thüringen	Girozentrale	Datenschutzbeauftragte
Neue Mainzer Straße 52- 58
60311 Frankfurt am Main
Tel:: 0049-69-9132-01
E-Mail: datenschutz@helaba.de

2. Welche Quellen und Daten nutzen wir?

	Wir	 verarbeiten	 die	 personenbezogenen	 Daten,	 die	 Sie	 im	 Rahmen	 Ihrer	 Antragstellung	 angeben.	 Zudem	 ver
-arbeiten	wir	–	soweit	für	die	vollständige	Antragsbearbeitung	erforderlich	–	personenbezogene	Daten,	die	wir	aus	öffent-
lich zugänglichen Quellen (z.B. Schuldnerverzeichnissen, Grundbüchern, Handels- und Vereinsregistern, Presse, Internet)
zulässigerweise gewinnen, die uns von den in den Antrags- und Bearbeitungsprozess einbezogenen Stellen (z.B. Kom-
munen,	Landkreise,	Regierungspräsidien,	Land	Hessen)	oder	von	sonstigen	Dritten	(z.B.	im	Rahmen	von	Abtretungen	und
Pfändungen) zulässigerweise übermittelt werden. Personenbezogene Daten sind dabei insbesondere Personalien (Name,
Adresse	und	andere	Kontaktdaten,	Geburtstag	und	-ort	und	Staatsangehörigkeit),	Legitimationsdaten	(z.	B.	Ausweisdaten),
Authentifikationsdaten	 (z.	B.	Unterschriftprobe),	die	Verfügungsberechtigung	über	Konten	und	Zeichnungsvollmachten
sowie die im Verzeichnis der Betriebsdaten als Anlage zu § 2 InVeKoSDG (Gesetz über die Verarbeitung und Nutzung
von	Daten	 im	Rahmen	des	Integrierten	Verwaltungs-	und	Kontrollsystems	nach	den	unionsrechtlichen	Vorschriften	für
Agrarzahlungen) aufgeführten Daten.
	Darüber	hinaus	können	dies	auch	Vertragsdaten,		Werbe-	und	Vertriebsdaten,	Registerdaten	sowie	Daten	über	Ihre	Nutzung
von	unseren	angebotenen	Telemedien	(z.	B.	Zeitpunkt	des	Aufrufs	unserer	Webseiten,	angeklickte	Seiten	von	uns	bzw.
Einträge) und andere vergleichbare Daten sein.

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Verarbeitung) und auf welcher Rechtsgrundlage?

	Wir	verarbeiten	personenbezogene	Daten	im	Einklang	mit	den	Bestimmungen	der	EU-DSGVO,	dem	Bundesdatenschutz-
gesetz und dem Hessischen Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetz (HDSIG).

a. zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Art. 6 Abs. 1 b DSGVO)
	Wir	verarbeiten	Ihre	personenbezogenen	Daten	im	Zusammenhang	mit	der	Antragstellung	und	–bearbeitung,	der	Prü-
fung der Fördervoraussetzungen, der Bewilligung oder Ablehnung und der Abwicklung von Förderanträgen.

b. aufgrund rechtlicher Verpflichtungen (Art. 6 Abs. 1 c DSGVO)
	Wir	unterliegen	diversen	rechtlichen	Verpflichtungen,	das	umfasst	gesetzliche	Anforderungen	(z.B.	Kreditwesengesetz,
Geldwäschegesetz, Wertpapierhandelsgesetz, Steuergesetze), bankaufsichtsrechtliche Vorgaben (z.B. der Europäischen 
Zentralbank,	der	Europäischen	Bankenaufsicht,	der	Deutschen	Bundesbank	und	der	Bundesanstalt	für	Finanzdienst-
leistungsaufsicht)	sowie	besondere	förderrechtliche	Anforderungen	im	Zusammenhang	mit	der	Umsetzung	von	EU-,
Bundes-	und	Landes-Förderprogrammen.	Zu	den	Zwecken	der	Verarbeitung	gehören	unter	anderem	die	Kreditwür-
digkeitsprüfung, die Identitäts- und Altersprüfung, Betrugs- und Geldwäscheprävention, die Erfüllung steuerrechtlicher 
Kontroll-	und	Meldepflichten	sowie	die	Bewertung	und	Steuerung	von	Risiken	in	der	Bank	sowie	die	Einhaltung	der
EU-,	Bundes-	 und	Landes-Vorgaben	 zu	den	Voraussetzungen	 von	Fördermaßnahmen	und	den	durchzuführenden
Kontroll- und Prüfungsmaßnahmen.

c. im öffentlichen Interesse oder in Ausübung öffentlicher Gewalt (Art. 6 Abs. 1 e DSGVO)
	Der	WIBank	obliegt	die	monetäre	Ausführung	von	öffentlichem	Fördergeschäft	 im	Land	Hessen.	Bei	der	Erfüllung
der	damit	im	Zusammenhang	stehenden	Aufgaben	erfolgt	die	Verarbeitung	Ihrer	personenbezogenen	Daten	auch	im
öffentlichen	Interesse.	Dies	ist	insbesondere	der	Fall	in	Zusammenhang	mit	der	Antragsbearbeitung,	der	Prüfung	der
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Fördervoraussetzungen	und	der	Bewilligung	von	Förderdarlehen	und	Zuschüssen	sowie	hinsichtlich	durchzuführender	Kon-
troll- und Prüfungsmaßnahmen. 

 Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre Daten über die eigentliche Antragsbearbeitung hinaus zur Aufklärung z.B. 
von	Straftaten	oder	Ordnungswidrigkeiten,	insbesondere	zu	Lasten	des	Haushalts	der	Europäischen	Union	und	der	
öffentlichen	Haushalte.

d. aufgrund Ihrer Einwilligung (Art. 6 Abs. 1 a DSGVO)
	Soweit	Sie	uns	eine	Einwilligung	zur	Verarbeitung	von	personenbezogenen	Daten	für	bestimmte	Zwecke	erteilt	haben,
ist	die	Rechtmäßigkeit	dieser	Verarbeitung	auf	Basis	Ihrer	Einwilligung	gegeben.

4. Wer bekommt meine Daten?

a. 	Innerhalb	der	WIBank	erhalten	diejenigen	Stellen	Zugriff	auf	Ihre	Daten,	die	diese	zur	vollständigen	Antragsbearbeitung
und	zur	vollständigen	Antragsabwicklung	brauchen.	Auch	eingesetzte	Dienstleister	(Art.	28	DSGVO)	und	Erfüllungsge-
hilfen	können	zu	diesen	Zwecken	Daten	nach	Maßgabe	der	DSGVO	erhalten.

 Anträge mit personenbezogenen Daten, die Sie je nach Fördermaßnahmen bei den dafür zuständigen Kreisverwaltungen 
oder	bei	den	Regierungspräsidien	des	Landes	Hessen	stellen,	gelten	als	Anträge	an	die	WIBank.

b.  Im Hinblick auf die Datenweitergabe an Empfänger außerhalb der WIBank ist zunächst zu beachten, dass wir zur
Verschwiegenheit	über	alle	antragsbezogenen	Tatsachen	und	Wertungen	verpflichtet	sind,	von	denen	wir	Kenntnis	er-
langen. Informationen über Antragsteller und Antragsinhalte dürfen wir grundsätzlich nur weitergeben, wenn rechtliche
Regelungen	dies	zulassen,	der	Antragsteller	eingewilligt	hat	oder	wir	zur	Erteilung	einer	Auskunft	verpflichtet	sind.	Unter
diesen Voraussetzungen können Empfänger personenbezogener Daten z.B. sein:

c. –		Öffentliche	Stellen	und	Institutionen	(z.B.	das	Land	Hessen	oder	die	Europäische	Kommission	als	Fördergeber,	der
Hessische	Rechnungshof,	der	Bundesrechnungshof	und	der	Europäischen	Rechnungshof,	Europäische	Zentralbank,
Europäische Bankenaufsicht, Deutsche Bundesbank, Bundes-anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Strafverfol-
gungsbehörden, Justiz),

– der	Helaba-Konzern	im	Rahmen	der	Zahlungsabwicklung	der	Förderprogramme,
– 	die	Bewilligungsstellen	und	die	mit	der	Auszahlung	und	Prüfung	befassten	Stellen	und	Behörden	des	Landes,	des

Bundes und der Europäischen Union,
– 	die	Stellen,	die	zum	Abgleich	mit	anderen	Förderprogrammen,	die	im	Rahmen	der	EU-Verordnungen	und	der	natio-
nalen	Rechtsvorschriften	gewährt	werden,	zuständig	sind,

–  Finanzbehörden, soweit sie Daten anfordern und die Übermittlung zur Erfüllung ihrer gesetzlichen Aufgaben erfor-
derlich	ist	und	wir	einer	rechtlichen	Verpflichtung	zur	Übermittlung	unterliegen,

– 	die	nach	§	197	Absatz	4	SGB	VII	zur	Feststellung	der	Versicherungspflicht	und	zum	Zwecke	der	Beitragserhebung
an die Träger der landwirtschaftlichen Sozialversicherung zuständigen Stellen.

5. Werden Daten in ein Drittland oder an eine internationale Organisation übermittelt?

	Eine	Datenübermittlung	an	Stellen	in	Staaten	außerhalb	der	Europäischen	Union	(sogenannte	Drittstaaten)	findet
nicht statt.

6. Wie lange werden meine Daten gespeichert?

	Wir	speichern	Ihre	Daten	im	Hinblick	auf	Art.	69	VO	1306/2013	grundsätzlich	wenigstens	10	Jahre,	sofern	nicht	andere
zwingende Aufbewahrungsvorschriften für die konkrete Förderung eine längere Aufbewahrungsfrist vorschreiben bzw.
sonstige	berechtigte	Belange,	wie	z.B.	eine	Rechtsverfolgung,	eine	längere,	zeitlich	befristete	Aufbewahrung	erforderlich
machen;	die	Daten	werden	gelöscht,	sobald	sie	für	den	Zweck	ihrer	Verarbeitung	nicht	mehr	erforderlich	sind	und	keine
besonderen	gesetzlichen	Aufbewahrungspflichten	bestehen.

7. Welche Datenschutzrechte habe ich?

Jede	betroffene	Person	hat	das
• Recht	auf	Auskunft	nach	Art.	15	DSGVO,
• Recht	auf	Berichtigung	nach	Art.	16	DSGVO,
• Recht	auf	Löschung	nach	Art.	17	DSGVO,
• Recht	auf	Einschränkung	der	Verarbeitung	nach	Art.	18	DSGVO,
• Recht	auf	Widerspruch	nach	Art.	21	DSGVO.

	Beim	Auskunftsrecht	und	beim	Löschungsrecht	gelten	die	Einschränkungen	nach	§§	34	und	35	BDSG.	Darüber	hinaus	
besteht	ein	Beschwerderecht	bei	einer	zuständigen	Datenschutzaufsichtsbehörde	(Artikel	77	DSGVO	i.V.m.	§	19	BDSG),	
d.h. beim

 Hessischen Datenschutzbeauftragten 
Gustav-Stresemann-Ring	1	
65189 Wiesbaden
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 Eine erteilte Einwilligung in die Verarbeitung personenbezogener Daten (sieht unter 3.d.) können Sie jederzeit uns gegen-
über	widerrufen.	Dies	gilt	auch	für	den	Widerruf	von	Einwilligungserklärungen,	die	vor	der	Geltung	der	DSGVO,	also	vor	
dem 25. Mai 2018, uns gegenüber erteilt worden sind. 
Der Widerspruch kann gerichtet werden an:

Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen 
– rechtlich	unselbstständige	Anstalt	in	der	Landesbank	Hessen-Thüringen	Girozentrale	–
Abteilung	Landwirtschaftsförderung
Strahlenbergerstr. 11
63067	Offenbach
E-Mail: datenschutz-zahlstelle@wibank.de

	Bitte	beachten	Sie,	dass	der	Widerruf	erst	für	die	Zukunft	wirkt.	Verarbeitungen,	die	vor	dem	Widerruf	erfolgt	sind,	sind	
davon	nicht	betroffen.	Im	Rahmen	des	Förderverfahrens	stellen	Sie	diejenigen	personenbezogenen	Daten	bereit,	die	für	
die	Aufnahme,	Durchführung	und	Beendigung	eines	Förderverhältnisses	und	zur	Erfüllung	der	damit	verbundenen	Pflichten	
erforderlich	sind	oder	zu	deren	Erhebung	wir	gesetzlich	verpflichtet	sind.	Ohne	diese	Daten	[und	ggfs.	ihre	Weitergabe	
an die oben aufgeführten Empfängerkategorien] ist nach Widerruf der Einwilligungserklärung eine (weitere) Förderung 
gegebenenfalls nicht mehr möglich.

8. Gibt es für mich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten?

	Im	Rahmen	Ihrer	Antragstellung	stellen	Sie	diejenigen	personenbezogenen	Daten	bereit,	die	für	die	Aufnahme,	Durchführung
und	Abwicklung	des	Förderverhältnisses	und	zur	Erfüllung	der	damit	verbundenen	Pflichten	erforderlich	sind,	oder	zu	deren
Erhebung	wir	gesetzlich	verpflichtet	sind.	Ohne	diese	Daten	ist	eine	Förderung	in	der	Regel	nicht	möglich.	Entsprechend
der Bedingungen der einzelnen Fördermaßnahmen setzt die Förderung auch die Weitergabe Ihrer personenbezogenen
Daten	an	unsere	Dienstleister,	Förderpartner	und/oder	öffentliche	Stellen	wie	das	Land	Hessen	oder	die	EU-Kommission
voraus (siehe unter 4.).

9. Inwieweit gibt es eine automatisierte Entscheidungsfindung?

	Zur	Antragstellung	und	-bearbeitung	nutzen	wir	grundsätzlich	keine	vollautomatisierte	Entscheidungsfindung	gemäß	Artikel
22	DSGVO.

10. Inwieweit werden meine Daten für die Profilbildung genutzt?

Eine	automatisierte	Verarbeitung	Ihrer	Daten	mit	dem	Ziel	der	Bewertung	persönlicher	Aspekte	(Profiling)	findet	nicht	statt.

11. Inwieweit werden meine Daten für Direktwerbung genutzt?

Eine	Verarbeitung	mit	dem	Ziel	der	Direktwerbung	findet	nicht	statt.

12. Informationen über Ihr Widerspruchsrecht nach Artikel 21 DSGVO

Einzelfallbezogenes Widerspruchsrecht
	Sie	haben	das	Recht,	aus	Gründen,	die	sich	aus	Ihrer	besonderen	Situation	ergeben,	jederzeit	gegen	die	Verarbeitung
Sie	betreffender	personenbezogener	Daten,	die	aufgrund	von	Artikel	6	Absatz	1	Buchstabe	e	DSGVO	(Datenverarbeitung
im	öffentlichen	Interesse)	und	Artikel	6	Absatz	1	Buchstabe	f	DSGVO	(Datenverarbeitung	auf	der	Grundlage	einer	Interes-

 senabwägung) erfolgt, Widerspruch einzulegen.
	Legen	Sie	Widerspruch	ein,	werden	wir	Ihre	personenbezogenen	Daten	nicht	mehr	verarbeiten,	es	sei	denn,	wir	können
zwingende	berechtigte	Gründe	für	die	Verarbeitung	nachweisen,	die	Ihre	Interessen,	Rechte	und	Freiheiten	überwiegen,
oder	die	Verarbeitung	dient	der	Geltendmachung,	Ausübung	oder	Verteidigung	von	Rechtsansprüchen.

Empfänger eines Widerspruchs
	Der	Widerspruch	kann	formfrei	mit	dem	Betreff	„Widerspruch“	unter	Angabe	Ihres	Namens,	Ihrer	Adresse	und	Ihres
Geburtsdatums erfolgen und sollte gerichtet werden an:
(1) Ihre zuständige Bewilligungsstelle, also dort, wo Sie Ihren Förderantrag gestellt haben

oder an die

(2) Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen
– 	rechtlich	unselbstständige	Anstalt	in	der	Landesbank	Hessen-Thüringen	Girozentrale	–
Abteilung	Landwirtschaftsförderung
Strahlenbergerstr. 11
63067	Offenbach
E-Mail: datenschutz-zahlstelle@wibank.de
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Mir/Uns ist bekannt, dass die von mir/uns angegebenen Daten
• an	die	Bewilligungsstellen	und	die	mit	der	Auszahlung	und	Prüfung	befassten	Stellen	und	Behörden	des	Landes,	des	Bundes

und der Europäischen Union,
• an	Finanzbehörden,	soweit	sie	Daten	anfordern	und	die	Übermittlung	zur	Erfüllung	ihrer	gesetzlichen	Aufgaben	erforderlich

ist,
• an	die	zur	Erstellung	von	Statistiken	und	Auswertungen,	sowie	für	Beratung	zuständigen	Stellen,	soweit	dies	den	Zwecken

der	HALM-Richtlinie	dient,
• zum	Abgleich	mit	anderen	Förderprogrammen,	die	im	Rahmen	der	EU-Beihilferegelungen	und	der	nationalen	Verordnungen

gewährt werden, verwendet werden,
• an	die	hierfür	zuständigen	Stellen	nach	§	197	Absatz	4	des	Siebten	Buches	Sozialgesetzbuch	zur	Feststellung	der	Versiche-

rungspflicht	und	zum	Zwecke	der	Beitragserhebung	an	die	Träger	der	landwirtschaftlichen	Sozialversicherung	übermittelt
werden können

____________________________________________________________________________________________
Ort,	Datum	 	 	 	 	 	 	 Unterschrift(en)
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Maßnahme: „Gewährung einer Zuwendung für die bessere Absicherung 
der Schaf- und Ziegenbeweidung gegen Gefährdungen durch große 
Beutegreifer“ 

- Variante PLUS -
1. Anlass und Ziel

Die sogenannten „großen Beutegreifer“ Luchs und Wolf kehren zurück. Schaf- und Ziegenhalter werden daher besonders 
und zusätzlich unterstützt.
Ziel dieser Förderung ist es, Mehraufwand für den Herdenschutz zu fördern, der zusätzlich zu den Mindestanforderungen an 
den Schutz gegen Übergriffe durch große Beutegreifer geleistet wird.

2. Auszahlungsantragstellung
Auszahlungsanträge „Sichere Schaf- und Ziegenhaltung“ können bis zum 31. Juli 2019 für alle beweidbaren 
Dauergrünlandflächen gestellt werden. Gefördert werden ausschließlich Betriebe mit Betriebssitz in Hessen und deren 
hessische Flächen. Bereits gestellte Anträge der Variante STANDARD können innerhalb der Antragsfrist durch einen 
Antrag der Variante PLUS ersetzt werden.

3. Förderfähige Dauergrünlandflächen
Gefördert werden können Schläge mit folgenden Nutzungscodes gemäß Gemeinsamer Antrag 2019: 057, 444, 459, 480, 
490, 492, 584, 972.

4. Förderverpflichtungen
a) Es muss ein Mindesttierbesatz an Schafen und Ziegen im Jahresdurchschnitt (Kalenderjahr) von 0,3 RGV je Hektar 
Dauergrünland (gesamte beweidbare Dauergünlandfläche des Betriebs, auch wenn sie im aktuellen Jahr nicht vollständig 
beweidet wird) vorhanden sein.
b) Die Verpflichtungsflächen müssen überwiegend mit Schafen und/oder Ziegen beweidet werden. Im Ver-  
pflichtungszeitraum muss mindestens ein Beweidungsgang auf der Verpflichtungsfläche erfolgen.
c) Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich, während der gesamten Verpflichtungszeit zur regelmäßigen Kontrolle des 
Zaunsystems und zur schriftlichen Dokumentation des Herdenschutzes. (z.B. in einer Schlagkartei oder in einem 
Weidetagebuch) auf der/den Verpflichtungsfläche(n).
d) Der Zuwendungsempfänger verpflichtet sich im Verpflichtungszeitraum die Weidezäune der/den 
Verpflichtungsfläche(n) und im Fall der Hütehaltung auf der/den Verpflichtungsfläche(n), die Zäune des Pferchs, der in 
Zusammenhang mit der Verpflichtungsfläche genutzt wird,  besonders standsicher aufzubauen, um Ausbrüche der Schafe 
und Untergraben entgegenzuwirken und dies während der Beweidung/Pferchung regelmäßig, mindestens ein Mal in 24 
Stunden, zu kontrollieren.
e) Elektrozäune (Netz- oder Litzenzäune) müssen eine Mindesthöhe von 90 cm und einen Bodenabstand von nicht mehr als 
25 cm (unterste stromführende Litze) haben. Die Hütespannung in allen Bereichen der Zaunanlage muss mindestens 
3.000 Volt betragen. Eine ausreichende Spannung kann nur gewährleistet werden, wenn die Vegetation unter der Litze 
regelmäßig entfernt wird.
f) Festzäune aus Maschendraht oder Knotengeflecht müssen mindestens 120 cm hoch und - um Überklettern zu 
unterbinden - mit einer stromführenden Elektrolitze oberhalb des Festzauns oder an der Außenseite ergänzt sein. Es 
muss ein fester Bodenabschluss (Spanndraht) vorhanden sein oder bei festen Koppeln sollte beispielsweise der Zaun in 
den Boden eingegraben oder fest in diesem verankert werden, der wirksam das Untergraben verhindert. 

´     g) Bei Einsatz gleich gut wirkender alternativer Maßnahmen, wie beispielsweise der Haltung eines Herdenschutzhundes,  

      kann auf die Sicherung des Zauns gegen Untergraben verzichtet werden.
h) Weitere Hinweise zum Herdenschutz ergeben sich z.B. aus der Broschüre „Sichere Weidezäune“ des aid Infodienstes, die

 beim Landessbetrieb Landwirtschaft Hessen kostenfrei bezogen werden kann. In Zweifelsfällen kann bei Fragen zur
Herdensicherung  auf die Beratung des Landesbetriebes Landwirtschaft zurückgegriffen werden.
Der Zuwendungsempfänger wird gebeten, im Falle eines vermuteten Übergriffs durch große Beutegreifer (Luchs oder Wolf)

 diesen an die Wolfshotline des Landes zur Unterstützung des Monitorings großer Beutegreifer zu melden.

5. Verpflichtungszeitraum
Der Verpflichtungszeitraum erstreckt sich über die gesamte Weideperiode des Kalenderjahres. Sie umfasst in der Regel
den Zeitraum vom 15. April bis 15. September 2019.

6. Höhe der Förderung
31,00 €/Hektar Verpflichtungsfläche im jeweiligen Verpflichtungszeitraum.

7. Auszahlung
Sofern die Förderverpflichtungen gemäß der vorstehenden Ziffer 4 sowie die weiteren zuwendungsrelevanten
Bestimmungen dieser Fördermaßnahme eingehalten werden, erfolgt die Auszahlung nach Beendigung des
Verpflichtungszeitraums. Die Bagatellgrenze für eine Auszahlung beträgt 93 €.




